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Hintergrund 

Die Bedeutung der Themen Asyl und Migration hat in den letzten beiden Jahrzehnten auf der Ebene der EU-
Politik zugenommen, insbesondere seit dem Anstieg der Zahl ankommender schutzbedürftiger Menschen im 
Jahr 2015. Der EU-Finanzierung kommt bei der Reaktion der EU auf diese Entwicklungen eine bedeutende Rolle 
zu. Zwar ist der Gesamtbetrag der EU-Finanzierung für Maßnahmen in den Bereichen Asyl, Vertreibung und 
Migration aufgestockt worden, die einschlägigen Aufsichts- und Transparenzmechanismen und -strukturen 
wurden allerdings nicht entsprechend angepasst.2 Aufgrund der Vielzahl von Finanzierungsquellen und -
modalitäten ist es schwierig, sich einen Überblick darüber zu verschaffen, wie die EU-Finanzierung aus den 
Mitteln für die Bereiche Inneres und auswärtiges Handeln in der Vergangenheit genutzt wurde bzw. in der 
Gegenwart genutzt werden kann, um die Asyl- und Migrationsprioritäten außerhalb der EU zu unterstützen. 
Mit dieser Studie wird die Lücke auf der Grundlage früherer Untersuchungen und Studien geschlossen. Ziel ist 
es, die folgende übergreifende Forschungsfragestellung zu beantworten: Wie kann die EU-Finanzierung in 
den Bereichen Asyl und Migration für Drittländer nachweislich effizienter, wirksamer und kohärenter, 
auch in Bezug auf die Werte der Union, gestaltet werden? 

Diese Studie beruht auf öffentlich verfügbaren Berichten aus Wissenschaft und Politik, offiziellen Evaluierungen 
sowie den Fachkenntnissen und der Expertise innerhalb des Forschungsteams. Der Schwerpunkt liegt auf den 
Ausgaben im Zeitraum des vorangegangenen mehrjährigen Finanzrahmens (MFR) (2014-2020) und des 

1  Volltext der Studie in englischer Sprache: 
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/737870/IPOL_STU(2022)737870_EN.pdf 

2  Davis, L.: EU external expenditure on asylum, forced displacement and migration 2014-2019. Arbeitspapier des 
Europäischen Rates für Flüchtlinge und im Exil lebende Personen (ECRE), 2021. Im Internet abrufbar unter: 
https://ecre.org/wp-content/uploads/2021/03/Working-Paper-14.pdf  

ABRISS 

Diese Studie wurde von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten 
des Europäischen Parlaments auf Ersuchen des LIBE-Ausschusses in Auftrag gegeben. Es wird 
darin ein Überblick über die EU-Finanzierung in den Bereichen Asyl und Migration für Drittländer 
geboten. Dabei sind die Finanzierungsmaßnahmen berücksichtigt, die in den 
Finanzierungszeiträumen des vorangegangenen mehrjährigen Finanzrahmens (MFR) (2014-2020) 
und des derzeitigen MFR (2021-2027) aus den Mitteln für Justiz und Inneres sowie für auswärtiges 
Handeln zugewiesen wurden. Mit der Studie wurde angestrebt, bewährte Verfahren in der EU-
Finanzierung zu ermitteln, unter anderem, aber nicht nur im Rahmen der beiden 
landesbezogenen Fallstudien zu Afghanistan und Niger. Es werden eine Reihe von Empfehlungen 
gegeben, um die Wirksamkeit, Effizienz, Kohärenz und Transparenz der EU-Finanzierung zu 
verbessern. 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/737870/IPOL_STU(2022)737870_EN.pdf
https://ecre.org/wp-content/uploads/2021/03/Working-Paper-14.pdf
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derzeitigen MFR (2021-2027). Bei der Datenerhebung lag der Schwerpunkt auf der Prüfung der zugänglichen 
Datenbanken, darunter das Finanztransparenzsystem (FTS) der EU3, der EU Aid Explorer4 und EDRIS,5 sowie 
offener Informationsquellen, einschließlich legislativer Texte zur Festlegung von EU-Ausgaben, 
Programmplanungsdokumenten, Evaluierungen und Halbzeitüberprüfungen von Finanzmitteln, 
Programmabrissen und jährlicher Tätigkeitsberichte. Darüber hinaus wurden Studien von Wissenschaftlern 
und Fachleuten aus der Zivilgesellschaft analysiert. Für die Analyse der Finanzmittel aus dem Bereich Inneres 
war ein Datensatz hilfreich, der im Rahmen der Forschungsarbeit des ECRE und des UNHCR unter der 
Bezeichnung „Follow the Money IV“ entwickelt wurde.6  

Empfehlungen  

Verfügbarkeit und Transparenz von Daten: 

• Im Hinblick auf die Verbesserung der Transparenz von Daten und des Zugangs zu Daten sollte der
Schwerpunkt der Anstrengungen darauf gelegt werden, im Zusammenhang mit der EU-Finanzierung
insgesamt die Rechenschaftspflicht zu stärken, unter anderem durch die Kontrolle des
Europäischen Parlaments, anstatt die damit verbundene Kommunikation zu intensivieren. Die
Einführung des Migrationsmarkers sollte genutzt werden, um die Transparenz und
Rechenschaftspflicht im Hinblick auf migrationsbezogene EU-Finanzierung, auch über das Instrument 
„NDICI/Europa in der Welt“ hinaus, insgesamt zu erhöhen. Auf dieser Grundlage sollten die EU-
Datenbanken zu den Ausgaben für Unterstützungsmaßnahmen überarbeitet werden, um über alle
Finanzmittel hinweg die Kontrolle der migrationsbezogenen Ausgaben zu ermöglichen.

• Das Europäische Parlament sollte ausführliche Informationen über migrationsbezogene
Ausgaben anfordern, aufgeschlüsselt nach den verschiedenen Aspekten der Migration mit den
entsprechenden zugewiesenen Beträgen (z. B. Bekämpfung der Ursachen von Vertreibung,
Unterstützung der Rechte von Vertriebenen oder Migranten, Grenzmanagement, Rückführung und
Rückübernahme, Mobilität der Arbeitskräfte usw.). Die Kommission sollte dem Europäischen
Parlament ebenso detailgenaue Informationen über migrationsbezogene Ausgaben zur
Verfügung stellen wie dem Rat.

• Die GD HOME sollte eine Vorlage für die Informationen über die Umsetzung von Projekten in
bzw. in Verbindung mit Drittländern ausarbeiten, die die Mitgliedstaaten in ihre jährlichen
Leistungsberichte aufnehmen sollen.

Kohärenz: 

• Das Europäische Parlament sollte die Kommission, den EAD, die Team-Europa-Initiativen und
den EUMS auffordern, über die Unterschiede bei der Priorisierung der verschiedenen Arten
migrationsbezogener Programmplanung Rechenschaft abzulegen. Es ist offensichtlich, dass es an
speziellen Ressourcen fehlt, um innerhalb Afrikas und zwischen Afrika, den Golfstaaten und Europa den 
Zugang von Arbeitsmigranten zu regulärer Migration und erhöhtem Schutz zu stärken.

• Die GD HOME, GD INTPA, GD NEAR und der EAD sollten festlegen, wie die Kohärenz von
Außenpolitik zu evaluieren ist, sowohl im Hinblick auf nationale Programme als auch auf die
thematischen Fazilitäten der Mittel aus dem Bereich Inneres. Das Europäische Parlament könnte
diesen Prozess durch Fragen an Kommissionsmitglieder unterstützen.

3 Kommission: Finanztransparenzsystem, 2022. Im Internet abrufbar unter: https://ec.europa.eu/budget/financial-transparency-
system/index_de.html  

4 Kommission: EU Aid Explorer, 2022. Im Internet abrufbar unter: https://euaidexplorer.ec.europa.eu/index_en  
5 Kommission: EDRIS, 2022. Im Internet abrufbar unter: https://webgate.ec.europa.eu/hac/ 
6 Casajuana, E., Westerby, R.: Follow the Money IV: The use of AMIF and ISF-BV funds outside the EU, 2022. ECRE & UNHCR. 

https://ec.europa.eu/budget/financial-transparency-system/index_de.html
https://ec.europa.eu/budget/financial-transparency-system/index_de.html
https://euaidexplorer.ec.europa.eu/index_en
https://webgate.ec.europa.eu/hac/


IPOL | Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten 
 

 3 

Wirksamkeit und Effizienz:  

• Die GD HOME, GD INTPA und GD NEAR sollten dafür sorgen, dass die Zwischenevaluierungen des 
AMIF, des BMVI und des Instruments „NDICI/Europa in der Welt“ (voraussichtlich 2024) spezifische 
Methoden umfassen, um die Wirksamkeit und Effizienz der dadurch unterstützten Maßnahmen 
und Projekte bewerten zu können, auch wenn diese Maßnahmen und Projekte aufgrund der späten 
Genehmigungen der Verordnungen über den AMIF, das BMVI und das Instrument „NDICI/Europa in der 
Welt“ bis zu diesem Zeitpunkt nicht vollständig umgesetzt sind. 

• Es sollten konsistentere Evaluierungen der migrationsbezogenen Programmplanung eingeführt 
werden, um einen Überblick darüber bereitstellen zu können, wie die EU die flüchtenden Menschen 
unterstützt. Anstelle von Leistungen sollten vielmehr Ergebnisse gemessen werden. Ähnliche 
Instrumente (z. B. Team-Europa-Initiativen) sollten anhand derselben migrationsbezogenen Ziele und 
Indikatoren in unterschiedlichen Zusammenhängen evaluiert werden. Diese Evaluierungen sollten 
dem Parlament und der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen.  

Überwachungsmechanismen:  

• Die GD HOME sollte die Verpflichtungen umsetzen, die bei Maßnahmen mit oder in Drittländern zur 
Finanzierung in geteilter und direkter Mittelverwaltung erforderlich sind. Sie sollte den Erlass eines 
delegierten Rechtsakts im Einklang mit Artikel 31 der Verordnung über das BMVI und Artikel 33 der 
Verordnung über den AMIF in Erwägung ziehen, um die Überwachungs- und Evaluierungsrahmen 
zu ändern, zu überprüfen und zu ergänzen, auch im Hinblick auf die Informationen, die von den 
Mitgliedstaaten über Drittländer bereitgestellt werden müssen.  

• Das Europäische Parlament sollte dafür Sorge tragen, dass vor der Bereitstellung von Budgethilfe in 
Verbindung mit migrationsbezogener Programmplanung eine gründliche Bewertung der 
öffentlichen Finanzverwaltung und eine Konfliktanalyse vorgenommen werden sollten und 
begleitend eine konsequente öffentliche Finanzverwaltung und Überwachung der 
Menschenrechte stattfinden.  

Wahrung der Grundrechte:  

• Da es sich erwiesen hat, dass durch die migrationsbezogene Programmplanung in bestimmten 
Situationen (z. B. im Niger) die Konfliktdynamik verschärft wurde, sollte das Parlament die Team-
Europa-Initiativen auffordern, als Voraussetzung für alle Interventionen eine gründliche 
Konfliktanalyse einschließlich einer geschlechtsbezogenen Analyse durchzuführen. Damit würde 
folgerichtig auf dem hervorragenden Beispiel der Anforderung einer Konfliktanalyse für alle 
Interventionen im Rahmen von „NDICI/Europa in der Welt“ aufgebaut.  

• Budgethilfe mag eine politische Notwendigkeit sein, jedoch ist sie in Staaten mit schwacher 
Rechenschaftspflicht mit Risiken verbunden, vor allem dort, wo die Kontrolle über die 
staatlichen Sicherheitsakteure begrenzt ist. Daher sollte jede Hilfe dieser Art (wie im Niger) durch 
eine gründliche Finanzverwaltung und Überwachung der Menschenrechte ergänzt werden. Es ist auch 
darauf hinzuweisen, dass die Budgethilfe unter manchen Umständen für die Gastregierungen 
destabilisierend sein kann.  

• Die GD INTPA und die GD NEAR sollten in Erwägung ziehen, gemäß Artikel 8 Absatz 14 der Verordnung 
über „NDICI/Europa in der Welt“ für Ausgaben für Vertreibung und Migration spezifische 
Rahmenvorgaben für die Risikobewertung und das Risikomanagement zu entwickeln.  

• Die GD HOME und die Mitgliedstaaten sollten dafür sorgen, dass die einzelstaatlichen Programme 
ausreichende Informationen darüber enthalten, wie die Mitgliedstaaten die grundlegende 
Voraussetzung zu erfüllen beabsichtigen, dass sie wirksame Mechanismen zur Sicherstellung der 
Einhaltung der Charta der Grundrechte eingerichtet haben sollen.  
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• Die GD HOME sollte eine Studie darüber in Auftrag geben, welche Auswirkungen die 
Finanzierung auf die Menschenrechte hat und wie mit dem AMIF und dem ISF-BV die Wahrung 
der Grundrechte sichergestellt wird.  
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